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Herrn
Frank Kupfer
Staatsminister
sächsisches staatsministerium für umwelt und Landwirtschaft
Archivstraße 1

1097 Dresden
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Berlin 26.08.2018

Ag rarpolitische Weichenstell u ngen fü r eine zu kunftsfä h ige Tierha ltu ng

Sehr geehrter Hen StaatsmÍnister Kupfer,

wir sind über die ökologischeñ, sozialen und gl
und der EU starken Tendenzen zur lndustrialiËi

1) Zweite säule - ELER Fonds aufstocken und qualifizieren

ng:
a) Wir h g, dass DeYlschland die.Möglichkeiten zur umschichtung von MÍttelnvon den ländlichen Entwicklung in dtìem umfang n;ä.óane¡ íst einküaung ieb vorzusehen, damitilÀìnãi" Betriebe ñicÀt ¡Àñachteiligt werden.

etâen Jahren beträchfliche Mittel für die

und A"lslauf), ferner an eine Begrenzung in
renzen nach NEULAND),sowie an eine

2) Regionale ñåhrstoffü bersch üsse ab,ba uen
ln den so ionen" wie etwa in Teilen Niedersachsens oder desMünsterla lung hin zu einer agäindustr¡"iËiË.h"ltì.,ng uno die damitzusamme uttermittelimporle (Soja) errreoticnéïaiisiotri¡berschüsse

Arbeitsgemeinschaft
Þäuerlìche Landwi¡tschaft e V.

I vorschläge zur-Reform der EU-Agrarpolitik müssen die Probleme aus der industriellen Tierhaltung angehen.htrp//www'îorumue'de/themen/ag-landwirts"h"ft-eroa"h*"s/"c-hìi;fischaft-ernaehrung-positionspapiere/



vorhanden. ln den Regionen übersteigt der Gülleanfall die Aufnahmefähigkeit der Flächen zum Teilerheblich.

a) Eln wichtiger Beitrag zur Lgsung wäre aus unserer Sicht, die Bestandsdichte zu verringern unddie Tierhaltung an den in der Region vorhandenen Flächen auszurichten.
b) Die Novellierung.der Düngeverordnung.ist auf Eis gelegt Der Bund muss eine Vorgabe
machen, wie mit solch einer Verordnung Ñährstoffübe-rscñüsse wirksam verringert werden können.

3) Marktpolitik fair gestatten

Mit dem Auslaufen der Milchquote 2015 erwarten viele Experten einen rasanten Anstieg derMilchproduktion in llem in ìegionen, die bereíts heute durch eine hoheKonzentration der nd, so ochverschärft werden. ten, da ar
vermehrt Milchpulver und Butter staaflich subve
dass dann das zurzeit ruhig getegtè-instrument d f:rX:tl'könnte' Mit oder ohne Exportsubventionen können höhere Milchexportmengen aus der EU auch inEntwicklungsländer gelangen und dort Ma rktstör.ungen verursachen.
a) Wir fordern di eine Wiedereinführung vonExportsubventio lch- und Fleischproàuit"n auf internationalenMärkten darf nic in.

b) Wir schlagen vo¡ dass mit marktorientierten
Bedarf ausgerichtet wird. Ansätze dafür bietet u.

ine Abgabe von denjenigen Betrieben einbehalten

Molkerei abriefern. rozent über ihrem Vorjahresniveau an die

ohl in der Marktordnung als auch in der Zweiten
und umgcsetzt werden. Des Weiteren steht das
tet Anknüpfungspunkte für eine

entwickelt werden. en müssen auch für die Fleischbranche

Dies sind verschiedene Möglíchkeiten, die allesamt eine Marktpolitik unterstützen, die nicht aufü bersch uss p rod uktion aus girichtei lsi, so noe rn m êh r Mrrkt;iË ;ii;;ì;g ffi;î.

4) Handelspolitik nach demokratischen Spielregeln

sseRe agraiindustrielle produktionsprozesse wie
rmon unters l.ützte Rindfleisch -u nd

rkannt werden - und würden so den Kosten_
ratisch errhrickelte Standards des

ie US-Saatgutindustríe hat ein lnteresse am
; en in die EU. lm Gegenzug will die
e in die USA erlangen, denñ
päischen Ernährungsindustrie in die

a) wir fordern, dass der welthandel mit landwirtschaftlichen produkten nicht bilateral, sondern
ler Einbeziehung der Betroffenen und

tt Liberalisieiung müssen Umwelt_ und
nd stehen. Beim lmport von Soja etwa
für Biosprit gelten.



0 g ,stP, ?nrr/J-

5) EU-Agrarreform wirksam umsetzen: Bäuerliche Landwirtschaft statt Agrarindustrie
Die Brüsseler Einigung zur t den Mitgliedstaaten die echte chance, dieAgrarzahlungen anders als se2en, gêzielt bäuerliche Betriebe ,, .iãif"n,
den Anreiz zu Landkonzent und lndrjstrialisierun! ãui=on"O"n und denÜbergang zum Prinzip 

"öffentliche Gelder für gesellscf'rftù.,l" Leistungen" einzuleiten.
a) wir fordern, 30 Prozent der Direktz?llungpn einzusetzen, um die Zahlungen für die ersten

Hektar jedes Betriebes um bis zu 65 Proient zu eriröhen und dàmit die Vleffalt der Betriébefür die weitere. Entwicklung zu erhalten.

b) Wir foldern, die option zu nutzen, Zahlungen von I ber 150.060 Euro je Betrieb und Jahrgestaffelt zu kürzen und dabei die Arbeitskosten der Betriebe f<r:ãunglmindernd zuberücksichtigen. Das íst gerechter und bremst díe Landkonzentrationl und den Einstieg
außerlandwirtschaftlicher lnvestoren in den Bodenmarkt.

c) Wir fordern, das Greening wirksam und effizient umzusetzen und ein weiteres Aushöhlendieser Bindung der Direktzahlungen an Umweltstandards zu unterlassen.
d) Weitere effiziente Maßnahrnen, um die Direktzahlungen gezielt für die Leistungen

landwírtschaftlicher Betriebe (2.8. für eine Grünlandñutzring m¡t weìàãwirtschãft¡
einzusetzen, sollten umgesetã werden.

wir bitten um Rückmeldungen und würden gerne die lnhalte ín einem persönlichen Gesprächvertiefen.

Mit freundlichen Grüßen

Dr. Klemens van de Sand
.(Vorstand Germanwatch)

Kontakt:,

Forum Umwelt und Entwicklung
Marienstraße 1g-20
10117 Berlin .

Tel: +49 (0) 30 678 1775gz

Email: info@forumue.de

Web: www.forumue.de

gez. Bernd Voß

(Bundesvorsitzender Arbeitsgemeinschaft
bäuerliche Landwirtschaft e.V. )
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Jürgen Maier

(Geschäftsführer Forum U mwelt
und Entwícklung)
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